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Entwurf einer Novelle zum t Verte;It .. 2�. März 1988 ''0-<-
Versorgungssicherungsgesetz;---·_-- .--

Stellungnahme �t(yyu. 
Zu Zahl 70.530/3-X/2/88 vom 12. 2. 1988 

Gegen den übersandten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Versorgungssicherungsesetz geändert wird, bestehen 

vom Standpunkt der von der Landesregierung zu wahrenden 

Interessen keine grundlegenden Einwände. 

Bezüglich der zu Art. I ausgearbeiteten Alternativen wird 

ha. der Befassung des ständigen Unterausschusses anstelle 

des Hauptausschusses des Nationalrates im Verfahren zur 

Erlassung von Verordnungen der Vorzug gegeben. Diese Lösung 

stellt eine größere Flexibilität sicher und kommt damit 

dem besonders im Krisenfall bestehenden Interesse an einer 

größtmöglichen Einfachheit und Raschheit der Verwaltungs­

führung entgegen. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem 

dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r e i n 

Landesamtsdirektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungs stelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r e i n  

Landesamtsdirektor 

F.d.R.d.A. : 
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